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Mit einem energischen Sparziel von 30
Milliarden DM für den Bundeshaushalt
2000 hat die deutsche Regierung ein
bemerkenswertes Signal gesetzt. Ange-
sichts eines Schuldenberges von inzwi-
schen mehr als 1,6 Billionen DM und der
Tatsache, daß bereits jede vierte Mark des
Staatsetats für den Schuldendienst aufge-
bracht werden muß, erscheint dies als ein
Befreiungsschlag, der die politische
Handlungsfähigkeit wiederherstellt. Ein
mittelfristig ausgeglichener Haushalt
rückt ins Blickfeld. Vielfach wird die Bud-
getkürzung bereits als Politikwechsel
gepriesen, der die seit dem Neuantritt der
Regierung im vergangenen Herbst ange-
stoßene Diskussion um die Neubelebung
einer antizyklischen keynesianischen Wirt-
schaftspolitik endgültig beenden könnte.

Doch das wäre mitnichten richtig. Die
keynesianische Wirtschaftspolitik vergan-
gener Jahre war nicht etwa sachlich-wis-
senschaftlich falsch, sondern hatte sich
als politisch schwer umsetzbar erwiesen.
Lange, unkontrollierbare Wirkungsverzö-
gerungen der Maßnahmen und die
Unfähigkeit der politischen Instanzen
zum Abbau der Staatsverschuldung in
Zeiten konjunktureller Erholung waren
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die wesentlichen Gründe für ihre Ablö-
sung. Die süße Verführung der Verschul-
dung hatte den Rausch der Überzeugung
geschaffen, der aktive Staat hätte mit der
Fiskalpolitik alle ökonomischen Probleme
im Griff. 

Makropolitik war deshalb über mehr als
die letzte Dekade primär Anti-Inflations-
politik. Die Ideologie der quantitätsorien-
tierten Geldpolitik der Deutschen Bun-
desbank hatte dabei zwar unverkennbare
Erfolge, aber mehr durch die moralische
Kraft der zelebrierten Ankündigungen von
Geldmengenzielen, als durch ihre Reali-
sierung und die harten empirischen Fak-
ten nachweisbarer Wirkungsbeziehungen.
Der Zusammenhang zwischen Geldmen-
genentwicklung und Inflation war schon
viele Jahre vor Einführung des Euro zer-
brochen. 

Mit dem Vertrag von Maastricht haben
wir im übrigen einen Gutteil der makroö-
konomischen Instrumente an der Garde-
robe der Wirtschaftsgeschichte abgege-
ben. Die Geldpolitik wurde an ein unab-
hängiges europäisches Expertengremium
delegiert, das sich nur der Inflations-
bekämpfung verpflichtet fühlt. Die natio-
nalen Fiskalpolitiken sind ferner durch
den europäischen Stabilitätspakt weitge-
hend gebändigt, der geradezu als Doku-
ment des Sieges der konservativen Wirt-
schaftspolitik und Instrument ihrer
Zementierung erscheint. Daß dies ange-
sichts der hohen persistenten Arbeitslo-
sigkeitsraten möglich war, ist mehr als
erstaunlich.

Die schwierige Arbeitsmarktlage, die zen-
trale wirtschaftspolitische Frage unserer
Zeit, ist insbesondere ein Problem unge-
lernter Arbeitskräfte, die im Zuge des
technischen Fortschritts wegen mangeln-
der Anpassungfähigkeit und zu hoher
Löhne zunehmend freigesetzt werden. Für
gelernte und andere qualifizierte Beschäf-
tigte finden wir in Deutschland wie auch
anderswo in Westeuropa weitgehende

Vollbeschäftigung. An dieser Ausgangsla-
ge muß sich auch eine makroorientierte
Arbeitsmarktpolitik ausrichten.

Die Ende letzten Jahres erfolgte Locke-
rung der Zinsschraube durch die europäi-
schen Zentralbanken und die Zinssen-
kung der neuen Europäischen Zentral-
bank im Frühjahr dieses Jahres waren
Zugeständnisse an die europäische Kon-
junktur- und Beschäftigungsentwicklung.
Sie zeigen, daß eine vorsichtige antizykli-
sche Geldpolitik möglich ist. Die Zinssen-
kungen waren konjunkturpolitisch eben-
sowenig falsch wie die 1999 weniger sta-
bilitätsorientierte deutsche Budgetpolitik.
Daraus konnte eine willkommene Stabili-
sierung der Nachfrage werden, die - wenn
auch zeitverzögert - zu Beschäftigungsim-
pulsen führen wird.

Denn der Arbeitsmarkt reagiert, wie die
letzten europäischen Rezessionen gezeigt
haben, sehr sensibel auf die Nachfrage-
entwicklung. Von einer Entkoppelung von
Wirtschaftswachstum und Beschäfti-
gungsentwicklung kann nicht gesprochen
werden - im Gegenteil. Ungelernte werden
von konjunkturellen Verwerfungen stärker
erfaßt. Nachfragestabilisierungen haben
folglich ihren arbeitsmarktpolitischen
Sinn. Sie schaffen auch Luft für eine struk-
turorientierte Arbeitsmarktpolitik. 

Das für 2000 geplante schlankere Staats-
budget trifft auf eine Phase konjunkturel-
ler Stärke, ist also auch konjunkturpoli-
tisch richtig. Die dadurch mittelfristig
mögliche Entlastung von Wirtschaft und
Gesellschaft könnte Wachstum und Kon-
junktur stärken. Eine vorsichtige, kon-
junkturorientierte Makropolitik ist weiter
nötig und auch möglich, wenn sie sich an
einem langfristigen Budgetausgleich ori-
entiert.


